Kirchengesetz der Konföderation

evangelischer Kirchen in Niedersachsen

zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes

Vom 1. Mai 2005 

Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1

Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes

Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen über Mitarbeitervertretungen (Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1996 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 87), zuletzt geändert durch die Verordnung mit Gesetzeskraft des Rates der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 8. Dezember 2004 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 204) wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:


„(3) Die Dienststellenleitung kann die Erklärung ihres Einvernehmens nach Absatz 2 bis spätestens ein Jahr vor Ablauf der Wahlperiode widerrufen. Die Mehrheit der wahlberechtigten Mitarbeiter kann im Einvernehmen mit der Dienststellenleitung einen Beschluss nach Absatz 2 bis spätestens ein Jahr vor Ablauf der Wahlperiode widerrufen. Der Widerruf nach Satz 1 darf nur aus wichtigem Grund erklärt werden.“ 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5, wobei an den neuen Absatz 4 der folgende Satz 2 angefügt wird:


„Die obersten Dienstbehörden können die Erklärung aus wichtigem Grund mit Wirkung für die nächste Wahlperiode zurücknehmen.“ 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt neu gefasst:


„(6) Bei Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung des Absatzes 2 Satz 2, des Absatzes 3 und des Absatzes 4 Satz 2 ergeben, kann die Schiedsstelle angerufen werden. Die Schiedsstelle kann die Erklärung des Einvernehmens nach Absatz 2 Satz 2 ersetzen, einen Widerruf nach Absatz 3 Satz 1 für unwirksam erklären oder die Rücknahme nach Absatz 4 Satz 2 für unwirksam erklären.“

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze 2 und 3 eingefügt:


„Die oberste Dienstbehörde trifft ihre Entscheidung nach billigem Ermessen. Haben mehrere beteiligte Dienststellen eine im Wesentlichen einheitliche Leitung im Sinne von § 4 Abs. 1, so wird die Zustimmung der obersten Dienstbehörde durch die Zustimmung der einheitlichen Leitung ersetzt.“

b) 
Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.

c) Nach Absatz 2 a wird der folgende Absatz 3 eingefügt:


„(3) Die Wahl der gemeinsamen Mitarbeitervertretung wird in Wahlbereichen durchgeführt. Jede beteiligte Dienststelle bildet einen Wahlbereich. In jedem Wahlbereich sind so viele Mitglieder der gemeinsamen Mitarbeitervertretung zu wählen, wie es dem Anteil der dort Beschäftigten entspricht. Zur Ermittlung der Anzahl der zu wählenden Mitglieder der gemeinsamen Mitarbeitervertretung wird die Zahl gemäß § 8 ermittelt. Durch Dienstvereinbarung kann Abweichendes bestimmt werden.“ 

d) Die bisherigen Absätze 3, 4, 5, 5 a, 6 und 7 werden die Absätze 4, 5, 6, 7, 8 und 9.

e) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:


„In der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers und in der Evangelisch-lutherischen Kirche in Oldenburg werden gemeinsame Mitarbeitervertretungen für die Kirchengemeinden, Gesamtverbände, Kirchengemeindeverbände und Kirchenverbände eines Kirchenkreises zusammen mit dem Kirchenkreis gebildet.“

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird zwischen die Worte „Mitarbeitervertretungen,“ und „ist“ das Wort „so“ eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird die Nummer 1 wie folgt neu gefasst: 


„1. die Dienststellen unter einer im Wesentlichen einheitlichen Leitung im Sinne von § 4 Abs. 1 stehen oder“.

c) In Absatz 3 wird der bisherige Satz Satz 1. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:


„In Dienstvereinbarungen kann Abweichendes geregelt werden.“

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 und 3 angefügt:


„(2) Wird die Neubildung einer Mitarbeitervertretung dadurch erforderlich, dass  Dienststellen gespalten oder zusammengelegt worden sind, so bleiben bestehende Mitarbeitervertretungen für die jeweiligen Mitarbeiter zuständig, bis die neue Mitarbeitervertretung gebildet worden ist, längstens jedoch bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Umbildung.  


(3) Geht eine Dienststelle durch Stilllegung, Spaltung oder Zusammenlegung unter, so bleibt die Mitarbeitervertretung so lange im Amt, wie dies zur Wahrnehmung der mit der Organisationsänderung im Zusammenhang stehenden Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte erforderlich ist.“

5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 


„(1) Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in der Regel 


        5  -       15 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus einer Person,


       16 –       50 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus drei Personen, 


       51 –     150 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünf Personen,


     151 –     300 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus sieben Personen,


     301 –     600 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus neun Personen,


     601 –  1 000 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus elf Personen,


  1 001 –  1 500 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus dreizehn Personen und


  1 501 –  2 000 
wahlberechtigten Mitarbeitern aus fünfzehn Personen.“

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:


„(2) Bei Dienststellen mit mehr als 2 000 wahlberechtigten Mitarbeitern erhöht sich die Zahl der Personen für je angefangene 1 000 wahlberechtigte Mitarbeiter um zwei weitere Personen.“ 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Mitglieder“ durch das Wort „Personen“ ersetzt.

6. § 10 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 


„Satz 1 gilt nicht für Abordnungen eines Kirchenbeamten, wenn die Abordnung zu Ausbildungszwecken vorgeschrieben ist oder innerhalb der Probezeit liegt.“ 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Wahlausschusses“ durch das Wort „Wahlvorstandes“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird das Wort „Wahlausschuss“ durch das Wort „Wahlvorstand“ ersetzt.

8. In § 14 Abs. 1 wird Satz 3 aufgehoben. 

9. In § 15 Abs. 4 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und werden folgende Wörter angefügt:


„längstens jedoch für die Dauer von sechs Monaten.“

10. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift zu § 16 wird wie folgt neu gefasst:


„Neu- oder Nachwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit“

b) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:


„Im Falle der Nummer 1 ist anstelle einer Neuwahl die Mitarbeitervertretung unverzüglich durch Nachwahl zu ergänzen, wenn die Mitarbeiterversammlung einen entsprechenden Beschluss mit den Stimmen von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitarbeiter fasst.“

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Neuwahl“ durch die Wörter „Neu- oder die Nachwahl“ ersetzt.

d) In Absatz 2 Satz 2 wird der folgende Halbsatz gestrichen:


„in den übrigen Fällen nimmt, falls nicht die Gesamtmitarbeitervertretung nach § 6 Absatz 2 Satz 2 zuständig ist, der Wahlausschuss die Aufgaben der Mitarbeitervertretung bis zum Zeitpunkt der Amtsübernahme durch eine neu gewählte Mitarbeitervertretung wahr.“ 


Das Semikolon nach dem Wort „beträgt“ wird durch einen Punkt ersetzt.  

11. In § 25 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Bestandskraft der Wahl“ durch die Wörter „Bekanntgabe des Wahlergebnisses“ ersetzt.

12. § 31 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:


„Der Mitarbeitervertretung ist die dienststellenübliche technische Ausstattung zur Verfügung zu stellen.“

13. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:


„Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung bereits während der Vorbereitung von Entscheidungen zu informieren und die Mitarbeitervertretung frühzeitig an den Planungen zu beteiligen.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:


„(2) Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung mindestens einmal im Jahr über die Personalplanung, insbesondere über den gegenwärtigen und zukünftigen Personalbedarf zu unterrichten. In Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 Mitarbeitern ist der Jahresabschluss zu erläutern. Ferner besteht darüber hinaus viermal im Jahr eine Informationspflicht insbesondere über:

1. die wirtschaftliche und finanzielle Lage; 

2. geplante Investitionen;

3. Rationalisierungsvorhaben;

4. die Einführung neuer Arbeitsmethoden;

5. Fragen des betrieblichen Umweltschutzes;

6. die Verlegung, Einschränkung oder Stilllegung von Teilen der Dienststelle;

7. den Zusammenschluss oder die Spaltung der Dienststelle sowie 

8. wesentliche Änderungen der Organisation oder des Zwecks der Dienststelle.

Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung, ist diese zu informieren.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt in Satz 2 geändert:


Die Wörter „Einstellungsgesprächen kann“ werden durch die Wörter „Vorstellungsgesprächen soll“ ersetzt.

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt geändert:


Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: „Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, die Mitarbeitervertretung auch über die Beschäftigung der Personen in der Dienststelle zu informieren, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zur Dienststelle stehen.“ 

e) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6. 

14. § 36 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 angefügt:


„Ein Mitglied der Mitarbeitervertretung ist berechtigt, bei Gesprächen des Arbeitgebers mit einem Mitarbeiter teilzunehmen, wenn mit dem Mitarbeiter über sein Verhalten im Dienst oder Verfehlungen seiner dienstlichen Pflichten, die zu arbeits-    oder disziplinarrechtlichen Maßnahmen führen können, gesprochen wird und der Mitarbeiter die Teilnahme wünscht.“

b) In Absatz 3 wird in Nummer 6 der Punkt durch ein Semikolon ersetzt. Nach der Nummer 6 wird folgende Nummer 7 angefügt:


„7. Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes und des betrieblichen Umweltschutzes fördern.“

15. § 37 a wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 37 a

Einigungsstelle


(1) Die Mitarbeitervertretung und die Dienststellenleitung können durch Dienstvereinbarungen regeln, dass in der Dienststelle in Bedarfsfällen oder ständig eine Einigungsstelle zu bilden ist. Mehrere Dienststellen und ihre jeweiligen Mitarbeitervertretungen können durch Vereinbarung eine gemeinsame Einigungsstelle bilden. Sind hiernach Einigungsstellen gebildet worden, so sind sie zuständig für Regelungsstreitigkeiten zwischen der Dienststellenleitung und der Mitarbeitervertretung bei organisatorischen und sozialen Angelegenheiten nach § 40.


(2) Durch die Arbeitsvertragsrichtlinien der Konföderation kann bestimmt werden, dass auf Antrag der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung eine Einigungsstelle als besondere Schlichtungsstelle gebildet wird. Diese Einigungsstelle ist in den durch die Arbeitsvertragsrichtlinien der Konföderation zugewiesenen Fällen zuständig.


(3) Eine Einigungsstelle besteht aus vier Beisitzern, die zur Hälfte von der Dienststellenleitung und zur Hälfte von der Mitarbeitervertretung bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person sich beide Seiten einigen. Die Beteiligten können sich auf eine Anzahl von jeweils bis höchstens fünf Beisitzern einigen, wenn die besondere Schwierigkeit und Bedeutung der erstrebten Regelung oder Maßnahme die Hinzuziehung weiterer sachkundiger Beisitzer erfordert.


(4) Der Vorsitzende und die Beisitzer können für jedes Verfahren neu oder für die Dauer von zwei Kalenderjahren bestellt werden. Mindestens je ein Beisitzer muss der betreffenden Dienststelle angehören. Die Beisitzer können bei Verhinderung durch andere von der jeweiligen Vertragspartei benannte Personen ersetzt werden. Kommt eine Einigung über die Person des Vorsitzenden nicht zustande und erklärt eine der Vertragsparteien das Scheitern der Einigungsbemühungen, so wird der Vorsitzende durch das Los bestimmt.


(5) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle gelten folgende Regelungen:

1. Das Verfahren vor der Einigungsstelle wird durch begründeten Antrag einer der Vertragsparteien eingeleitet. Der Antrag ist dem Vorsitzenden zuzuleiten. Dieser trifft dann die erforderlichen Maßnahmen.

2. Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsbeistand oder Interessenvertreter insoweit vertreten lassen, als dieser zugleich benannter Beisitzer ist. 

3. Die Einigungsstelle entscheidet durch Beschluss, der der Mehrheit der anwesenden Mitglieder bedarf. Eine Stimmenthaltung der Beisitzer ist unzulässig. Der Vorsitzende versucht zunächst in der Verhandlung mit den Beteiligten eine Verständigung zu erzielen. Die Einigungsstelle fasst ihre Beschlüsse unter angemessener Berücksichtigung der Belange der Dienststelle und der betroffenen Mitarbeiter nach billigem Ermessen. Bei der ersten Beschlussfassung hat sich der Vorsitzende der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so übt der Vorsitzende nach weiterer Beratung sein Stimmrecht aus.

4. Der Beschluss der Einigungsstelle ist schriftlich zu begründen und vom Vorsitzenden zu unterschreiben; je eine Ausfertigung ist der Dienststellenleitung und der Mitarbeitervertretung zuzuleiten.


(6) Der Spruch der Einigungsstelle ist verbindlich. Er ersetzt die Einigung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung und gilt unmittelbar und zwingend.


(7) Überschreitet ein Beschluss der Einigungsstelle die Grenze des Ermessens oder verstößt der Inhalt des Einigungsstellenbeschlusses gegen dieses Gesetz, andere Rechtsvorschriften, Verwaltungsanordnungen oder geltende Dienstvereinbarungen oder ist der Beschluss mit der für die innere Verfassung der Dienststelle maßgeblichen Ordnung, Satzung oder einem Vertrag unvereinbar, kann die Dienststellenleitung oder die Mitarbeitervertretung binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Zustellung des Beschlusses an gerechnet, die Schiedsstelle anrufen.


(8) Für die Kosten der Einigungsstelle gilt:

1. Die durch Anrufung und Tätigwerden der Einigungsstelle entstehenden Sachkosten und die Vergütung für den Vorsitzenden sowie die Kosten für die Beisitzer, die der Dienststelle nicht angehören, trägt die Dienststellenleitung.

2. Für seine Tätigkeit in der Einigungsstelle erhält der Vorsitzende ein Honorar, dessen Höhe vor Aufnahme des Verfahrens vereinbart wird. Die Beisitzer, die nicht der Dienststelle angehören, erhalten jeweils 70 Prozent dieses Betrages. Soweit ein Beisitzer zugleich als Rechtsbeistand oder Interessenvertreter tätig ist, ist seine Tätigkeit zugleich mit dem Beisitzerhonorar abgegolten. Dasselbe gilt für sämtliche Auslagen der Beisitzer.

3. Die der Dienststelle angehörenden Beisitzer werden für ihre Tätigkeit in der Einigungsstelle unter Fortzahlung der Vergütung freigestellt. Mehrarbeit wird ausgeglichen oder vergütet; Auslagen werden nach den in der Dienststelle geltenden Richtlinien erstattet.“

16. In § 51 Abs. 1 Satz 1 wird der bisherige Satz Satz 1. Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:


„Dabei werden Dienststellen zusammengerechnet, für die eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet ist.“

17. § 52 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Die Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter nimmt die Aufgabe der Schwerbehindertenvertretung nach staatlichem Recht wahr.“

18. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

„ § 53

Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehinderten

Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerbehinderten gilt das staatliche Recht entsprechend.“

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

19. § 56 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:


„Gesamtausschüsse können sich zu einer Arbeitsgemeinschaft der Gesamtausschüsse zusammenschließen, wenn darüber zwischen den beteiligten Gesamtausschüssen und den jeweiligen beteiligten Kirchen eine Vereinbarung geschlossen wird.“

b) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 angefügt:


„Sofern eine Arbeitsgemeinschaft der Gesamtausschüsse gebildet ist, nimmt diese anstelle der Gesamtausschüsse der beteiligten Kirchen deren Aufgabe wahr.“

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:


„(2) Innerhalb eines diakonischen Werkes der beteiligten Kirchen können sich die Mitarbeitervertretungen zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenschließen. Arbeitsgemeinschaften können sich zu einer Gesamtarbeitsgemeinschaft zusammenschließen, wenn darüber zwischen den beteiligten Arbeitsgemeinschaften und den jeweiligen diakonischen Werken eine Vereinbarung geschlossen wird. Sofern eine Gesamtarbeitsgemeinschaft gebildet ist, nimmt diese anstelle der Arbeitsgemeinschaften der jeweiligen diakonischen Werke deren Aufgabe wahr.“

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

20. § 57 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:


„Aufgaben der Gesamtausschüsse und Arbeitsgemeinschaften“.

b) Nach dem Wort „Gesamtausschuss“ werden die Wörter „und den Arbeitsgemeinschaften“ eingefügt.

21. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Aus den Absätzen 3 bis 9 werden die Absätze 2 bis 8.

b) Im neuen Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „stehen“ die folgenden Wörter angefügt:


„und keiner Dienststellenleitung gemäß § 4 angehören“. 

22. § 61 Abs. 2

In § 61 Abs. 2 wird die Abkürzung „Ev.-luth.“ durch die Wörter „Evangelisch-lutherischen“ ersetzt.

23. § 62 wird wie folgt geändert:

a)
Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt neu gefasst:


„1. die Erklärung, den Widerruf oder die Rücknahme des Einvernehmens zur Bildung eigenständiger Dienststellen durch die Dienststellenleitung oder die obersten Dienstbehörden (§ 3 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2);“

b)
 In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „vorliegt“ durch das Wort „vorlag“ ersetzt.

24. § 63 wird wie folgt geändert:

a) In § 63 Abs. 5 wird Satz 2 gestrichen.

b)
In § 63 Abs. 8 Satz 2 wird das Wort „Bescheid“ durch die Wörter „schriftlichen Beschluss“ ersetzt.

25. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 7 wird das Wort „Kostenfestsetzung“ durch die Wörter „Entscheidung der Notwendigkeit der Kosten“ ersetzt.

b) Der bisherige Satz wird Satz 1. Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt:


„Im Übrigen ist eine Beschwerde gegeben, wenn die Schiedsstelle sie in dem Beschluss zugelassen hat. Die Beschwerde ist zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat. Der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ist an die Zulassung durch die Schiedsstelle gebunden.“

c) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Die Beschwerde ist binnen eines Monats nach Zustellung des mit der Begründung versehenen Beschlusses der Schiedsstelle schriftlich einzulegen und zu begründen.“ 

d) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 bis 7 eingefügt:


„(3) Die Nichtzulassung der Beschwerde kann durch Einspruch angefochten werden.


(4) Der Einspruch ist schriftlich bei der Schiedsstelle innerhalb eines Monats nach Zustellung des mit der Begründung versehenen Beschlusses der Schiedsstelle einzulegen. Der Einspruch muss den angefochtenen Beschluss bezeichnen. Der Einspruch ist zu begründen. Die Begründung ist bei der Schiedsstelle einzureichen. In der Begründung ist darzulegen, dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat.


(5) Hilft die Schiedsstelle dem Einspruch nicht ab, entscheidet der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland auf Grund schriftlichen Verfahrens durch Beschluss.


(6) Mit der Ablehnung des Einspruchs durch den Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland wird der Beschluss der Schiedsstelle rechtskräftig.


(7) Die Beschwerde und der Einspruch hemmen den Eintritt der Rechtskraft des angefochtenen Beschlusses der Schiedsstelle.“    

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 8 und wie folgt neu gefasst:


„(8) Für Verfahren nach Absatz 1 ist der Rechtsweg zum Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland gegeben. Die Höhe der Kosten bemisst sich nach dem zwischen der Konföderation und der Evangelischen Kirche in Deutschland geschlossenen Vertrag.“

§ 2

Nebenbestimmungen und In-Kraft-Treten

(1)
Der Rat wird ermächtigt, das Mitarbeitervertretungsgesetz in der geltenden Fassung mit neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

(2) 
Dieses Kirchengesetz tritt in der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers, in der Ev.-luth. Landeskirche in Braunschweig, in der Ev.-luth. Kirche in Oldenburg und für die Konföderation gemäß § 19 Abs. 2 Satz 1 des Vertrages über die Bildung einer Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen am 1. Mai 2005 in Kraft.
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